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Pressemitteilung

Gewissen braucht Berücksichtigung: Kein Geld für Krieg!

Finanzgericht Nürnberg verhandelte über Defizit im Steuerrecht

Nürnberg, 14.02.2019 – Durch direkte und indirekte Steuern sind Bürgerinnen und Bürger an der Finanzierung von Aufrüstung und von Einsätzen der Bundeswehr beteiligt, manchmal auch gegen ihr Gewissen. Susanne Großmann aus Erlangen, regionales Vorstandsmitglied der internationalen Friedensbewegung pax christi, und Mitglied der Organisation „Netzwerk Friedenssteuer“ sieht darin eine Gefahr für den Weltfrieden.

In ihrem Gewissenskonflikt hat sie darum bei ihrem Finanzamt einen Erlass von 5% ihrer Einkommensteuer beantragt, der rein rechnerisch in den Verteidigungshaushalt fließt. Das hat das Finanzamt abgelehnt und gemäß der geltenden Rechtsprechung die Verantwortung für die Verwendung der Steuern allein dem Parlament zugeschrieben. Daraufhin fand nun am 14.02.2019 am Finanzgericht Nürnberg die Verhandlung statt.

Richter Breindl verwies auf ein Urteil vom Bundesfinanzhof
 (II B 70/11), nach dem der Schutzbereich des Grundrechts auf Gewissensfreiheit (Art. 4 Abs. 1, GG) durch die Pflicht auf Steuerzahlung nicht berührt sei, weil die Abgeordneten über die Verwendung der Steuern zu entscheiden haben. Also sei das Gewissen der Klägerin nicht unmittelbar betroffen.

S. Großmann erklärte dazu, dass sich seit dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 26.01.2012 zwei neue grundlegende Gesichtspunkte ergeben hätten, die die Notwendigkeit einer erneuten Beurteilung der Rechtslage erforderten:

1.
Die wissenschaftliche Studie
 „Why civil resistance works. The strategic logic of conflict“ von Chenowitz / Stephan erschien auf deutsch im September 2012 mit dem Titel „Warum und wie gewaltfreie Kampagnen funktionieren“. Durch die Tragweite der Erkenntnisse dieser Studie für das Gemeinwohl geht S. Großmann davon aus, dass sie Eingang in die Rechtsprechung gefunden hätten, wenn sie vor dem Urteil schon bekannt gewesen wäre. Die beiden Wissenschaftlerinnen haben über 300 Konflikte seit 1900 analysiert und herausgefunden, dass gewaltfreie Kampagnen mehrfache Vorteile gegenüber bewaffneten Kämpfen haben:

●
Gewaltfreie Kampagnen sind meistens erfolgreicher beim Erreichen ihrer Ziele,

●
wirken schneller,

●
hinterlassen weniger Opfer

●
und die Wahrscheinlichkeit für einen anschließenden Bürgerkrieg ist geringer.


Somit wirkt nach den Ergebnissen dieser Studie militärisches Handeln, was mit Aufrüstung, Drohung und Anwendung von Waffengewalt verbunden ist, eher kontraproduktiv als Frieden schaffend. Da alle staatlichen Organe dem Gemeinwohl verpflichtet sind, hätten sie auch die Aufgabe, für Sicherheit zu sorgen und das Leben von Menschen zu schützen, in dem sie dafür untaugliche Mittel wie Militär einschränken oder verwerfen.

2.
Zunehmende Formen der Gewalt in der Gesellschaft ab etwa 2015


Demokratische Institutionen vermochten es bisher nicht, zu verhindern, dass Kräfte stark werden, die die Würde des Menschen und die Menschenrechte infrage stellen:

●
Rechtspopulismus, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

●
Rufe nach Selbstjustiz durch Bürgerwehren

●
Hassbotschaften und eine Verro​hung der Spra​che im öffentlichen Raum

●
Gewalt erscheint als gerechtfertigt beim Durchsetzen eige​ner Interessen, was z.B. an Übergriffen auf Unterkünfte von Geflüchteten abgelesen werden kann.

Um zur Befriedung unterschiedlicher Bürgerinteressen beitragen zu können, müsse unser Rechtssystem dafür durchlässiger werden, insbesondere für die Gewissensnot von Bürger*innen. Ihre besondere Wachsamkeit und Sensibilität soll als Frühwarnsystem verstanden werden können, um die Gesellschaft vor dem Auseinanderbrechen zu schützen und die Akzeptanz unseres Gemeinwesens zurück zu gewinnen. Dazu brauche es auch eine Weiterentwicklung des Steuerrechts, das Gewissensfreiheit bisher kategorisch ausschließt.

S. Großmann bat den Richter, diese beiden neuen Gesichtspunkte in seiner Entscheidung zu bedenken. Sie beantragte auch eine Richtervorlage beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, um das bestehende Urteil überprüfen zu lassen. Für den Fall einer Ablehnung beantragte sie, Revision zuzulassen. Der Beschluss des Finanzgerichts wird ihr schriftlich zugestellt.

Frau Großmann steht gerne nach Vereinbarung für ein Pressegespräch vorab zur Verfügung. Ihre anonymisierte Klagebegründung finden Sie unter www.paxchristi-nordbayern.de.

Kontakt: Susanne Großmann, Tel. 09131 / 40 11 951 + 0163 / 21 32 021; Mail: grosanne@posteo.de
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